
Gemeinsam in die Zukunft – Eine junggrüne Vision von Europa

Solidarität statt krumme Deals

Das Recht auf Asyl in einem sicheren Land ist ein Menschenrecht. Mit dem EU-Türkei-Abkommen wird dafür 

gesorgt, dass Menschen, die Hilfe und Schutz suchen, in der Türkei festsitzen, beziehungsweise dahin 

zurückgeführt werden. Einem Land, in dem die Menschenrechte von staatlicher Seite aus nicht eingehalten 

werden und das mit dem Krieg gegen die Kurd*innen viele Menschen zur Flucht zwingt.

Solche Rücknahmeabkommen sind unsichtbare Mauern um die EU. Die „Festung Europa“ wird geschützt, in 

dem die Leben tausender Menschen aufs Spiel gesetzt werden, die vor Gewalt und Tod fliehen, weil die 

Länder aus denen sie kommen, z.B. Afghanistan, zu sicheren Herkunftsländern erklärt wurden, ohne wirklich 

sicher zu sein.

Bis zu 72.000 Menschen werden im Zuge dieses Abkommens in die Türkei rückgeführt. Das ist auch auf 

organisatorischer Ebene ein finanzielles Debakel, die geschätzten Kosten betragen 300 Milliarden Euro und 

rund 6.000 Expert*innen werden benötigt, um das ganze durchzuführen. Laut dem Bundesfinanzministerium 

soll es hier auch nicht zu einer finanziellen Unterstützung Griechenlands kommen, welches mit der Aufgabe 

der Rückführung betraut ist. Lediglich 100 Expert*innen sollen von deutscher Seite aus gestellt werden.

Zudem, wird ein EU-Migrationspakt von der EU-Kommission geplant, bei dem auch mit Ländern wie Libyen, 

Eritrea und Somalia ähnliche Verträge ausgehandelt werden sollen. Diese sollen die Flüchtenden davon 

abhalten, die EU-Außengrenzen überhaupt erst zu erreichen. Falls die Länder diese menschenverachtende 

Politik nicht unterstützen wollen, drohen ihnen Kürzungen der Entwicklungshilfe und Handelssanktionen. 

Hier würden dann, anstatt Fluchtursachen zu bekämpfen, neue geschaffen, da diese Länder wirtschaftlich 

sowie gesellschaftlich instabil sind.



Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert das Rücknahmeabkommen mit der Türkei aufzukündigen, sowie 

Abkommen gleicher Art mit weiteren Ländern zu verhindern. Innerhalb der EU muss endlich ein gerechtes 

Verteilungssystem für Geflüchtete geschaffen werden. Zudem ist eine aktive Bekämpfung der 

Fluchtursachen durch humanitäre Hilfe statt Waffenlieferungen in Krisengebiete dringend nötig.

Gemeinsam solidarisch

In einem Rückfall in nationalistische Politik versuchen einige EU Mitgliedsländer neue Hürden für EU 

Bürger*innen zur Inanspruchnahme ihres jeweiligen Sozialsystems aufzubauen. Und auch die CSU versucht 

schon seit langem mit entsprechenden Forderungen rechtskonservative Wähler*innen anzusprechen und 

populistisch zu punkten. Doch durch solche Kampagnen fügt die CSU der Europäischen Union nachhaltig 

Schaden zu und spielt Menschengruppen gegeneinander aus. Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert daher, dass 

der Gleichbehandlungsgrundsatz für EU Bürger*innen konsequent in jedem Mitgliedsland auch für das 

Sozialrecht angewandt wird und es keine Ausnahmeregelungen geben darf. Vor allem muss auch allen 

Geflüchteten vom ersten Tag an, an dem sie in einem neuen Land leben, das gleiche sozialstaatliche Recht 

gewährt werden. Es nicht hinnehmbar, wenn es Menschen erster und zweiter Klasse gibt.

Wir dürfen aber nicht bei diesem Status quo verweilen, sondern müssen gerade jetzt die Vision eines 

gemeinsamen europäischen Sozialstaats formulieren. Als Folge der Austeritätspolitik gibt es noch immer 

gerade in südeuropäischen Ländern eine sehr hohe (Jugend-)Arbeitslosigkeit. Hier ist Europa gefragt aktiv zu 

werden und den Menschen die Perspektive einer europäischen Solidarität zu geben. Die GRÜNE JUGEND 

Bayern fordert die Einführung eines europäischen Sozialstaats, der eine gesetzliche Arbeitslosen-, Kranken-, 

Renten-, Unfall-, und Pflegeversicherung beinhaltet. Nur dadurch wird die europäische Freizügigkeit und die 

freie Wahl des Berufsortes tatsächlich Realität. Zudem sehen wir das als einen wichtigen Schritt an, damit 

sich Politik nicht mehr an nationalistischen Zielen orientiert, sondern die Folgen für benachbarte Regionen mit

einbezieht.



Zäune einreisen – legale Migrationswege schaffen

Ein grenzenloses Europa scheint zurzeit sehr weit entfernt. Auf die steigende Anzahl von Asylsuchenden 

reagierten viele EU-Mitgliedsstaaten mit dem Bau von Grenzzäunen und treiben damit die 

Abschottungspolitik der Europäischen Union in den vergangenen Monaten auf die Spitze. Die nationale 

Isolationspolitik zahlreicher EU-Staaten bekämpft aber Fluchtwege anstatt Fluchtursachen. Die Schließung 

der Balkanroute und damit einem der wichtigsten Landwege für Asylsuchende nach Europa mag zwar 

kurzfristig über die Wintermonate zu einem Rückgang der Geflüchtetenzahlen geführt haben, doch wird diese

Maßnahme nicht nachhaltig die Anzahl an Asylbewerber*innen reduzieren, sondern nur noch mehr Menschen

dazu zwingen, die gefährlichen Fluchtrouten über das zentrale Mittelmeer und über die Ägäis auf sich zu 

nehmen und sich dafür in die Hände von Schlepper*innenbanden zu begeben. Immer häufiger halten die 

qualitativ minderwertigen und nicht hochseetauglichen Schlauchboote der Fluchthelfer*innen nur wenige 

Seemeilen durch, danach sind die Asylsuchenden auf die Seenotrettung angewiesen und damit zunehmend 

auf freiwillige Helfer*innen und Hilfsorganisationen wie beispielsweise Sea-Watch oder Ärzte ohne Grenzen. 

Über die staatlichen Seenotrettungsmaßnahmen beklagen sich viele ehrenamtliche Helfer*innen als 

unzureichend. Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert daher die europäischen Grenzzaunanlagen sofort 

abzubauen und die Balkanroute wieder für flüchtende Menschen zu öffnen. Darüber hinaus muss die 

Europäische Union für den gesamten Mittelmeerraum eine staatliche Seenotrettung zur Verfügung stellen, 

die den Menschen auch tatsächlich hilft. Die Grenzschutzagentur Frontex hat in dieser Aufgabe versagt, 

deshalb fordern wir ihre Auflösung.

Das Dublin-System der Europäischen Union, nach dem Asylsuchende in dem EU-Mitgliedsstaat Asyl 

beantragen müssen, in dem sie erstmals europäischen Boden betreten haben, ist gescheitert. Da dieses 

System niemals auf Solidarität, sondern auf dem Abwälzen von Kosten und Aufwand auf Staaten wie Italien 

oder Griechenland beruhte, ist es wenig verwunderlich, dass eine Aufrechterhaltung der Dublin-III-

Verordnung seit der starken Zunahme an Geflüchtetenzahlen in der EU nicht länger möglich war und eine 

faire Verteilung von Asylsuchenden unmöglich machte sowie den Bau zahlreicher Grenzzäune zur Folge 



hatte. Daher braucht es jetzt ein neues, faires und präferenzgestütztes Verteilungssystem für Asylsuchende 

innerhalb der EU. Dabei darf es nicht zu einem Rückfall in die Situation vor Dublin kommen. Ein faires 

Verteilungssystem muss auf den positiven Aspekten der Dublin-III-Verordnung aufbauen und beispielsweise 

das Recht auf Familienzusammenführung übernehmen. Zudem muss die Sekundärmigration, die durch 

menschliches Leid in Folge dessen, dass Asylsuchende nicht zu Verwandten oder in Staaten mit bereits 

vorhandenen Kenntnissen der Landessprache weiterreisen dürfen, hervorgerufen wird, durch eine 

Präferenzmigration ersetzt werden. Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert deshalb die Einrichtung einer 

eigenständigen und voll funktionsfähigen EU-Asylbehörde, die durch einen Ausbau des derzeitigen 

Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen (EASO) die europaweite Koordinierung der 

Geflüchtetenverteilung übernehmen soll. Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert einen fairen, verbindlichen 

Verteilungsschlüssel, der mit einer Gewichtung von 40% die Bevölkerung und von 40% das Gesamt-BIP oder 

einen alternativen Wohlstandsindikator und mit einer Gewichtung von 10% die Arbeitslosenquote und von 

10% die durchschnittliche Zahl der neu angesiedelten Geflüchteten in den fünf vorangegangenen Jahren eines 

EU-Mitgliedsstaates berücksichtigt. Aus diesem Verteilungsschlüssel ergeben sich dann konkrete 

Geflüchtetenzahlen, die von jedem EU-Mitgliedsstaat aufgenommen werden müssen. Die Ausschöpfung der 

festgelegten Zuteilungen koordiniert die EU-Asylbehörde, indem sie die familiären, sozialen und kulturellen 

Prioritäten der Geflüchteten berücksichtigt.

Freiheit verteidigen – Schengen schützen

Das Schengen-Abkommen ist ein zentraler Bestandteil der Freiheit in der Europäischen Union und eines der 

großen Errungenschaften. Doch diese Freiheit ist in Gefahr. Besonders rechte Scharfmacher*innen von 

CDU/CSU wollen auf Kosten unserer Freiheit und der Wirtschaft mit einer Stigmatisierung von Geflüchteten 

Grenzen schließen. In einer globalisierten und vernetzten Welt kann Abschottung jedoch nie die richtige 

Lösung sein. Nur als gemeinsames und solidarisches Europa können wir diese Aufgaben meistern.



Die dauerhafte Wiedereinführung von innereuropäischen Grenzkontrollen würde das wirtschaftliche 

Wachstum europaweit erheblich hemmen und spürbare Wohlstandsverluste verursachen. Für die gesamte 

EU wären bis zum Jahr 2025 Wachstumsverluste von 470 Milliarden Euro zu erwarten. Allein Deutschland 

müsste Verluste von mindestens 77 Milliarden Euro verkraften und auch außerhalb Europas hätte ein Ende 

von Schengen negative ökonomische Effekte.

Doch viel schwerer wiegt der Verlust der persönlichen Freiheit in Europa. Reisen ohne Grenzen, Kontrollen 

und lästige Visas als Ausdruck der Europäischen Einigung stehen auf dem Spiel. Diese Grundprinzipen werden

durch die Wiedereinführung von Grenzkontrollen aufs Spiel gesetzt. Das dürfen wir nicht zulassen.

Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert deshalb die bayrischen Akteur*innen auf sich auf europäischer Ebene 

gegen die Wiedereinführung von Grenzkontrollen einzusetzen sowie einen freien Personen- und 

Handelsverkehr an den Grenzen zu gewährleisten.

Brexit

In einem landesweiten Referendum hat die Bevölkerung von Großbritannien mehrheitlich für einen Austritt 

aus der Europäischen Union gestimmt. Dieses demokratische Ergebnis gilt es zu respektieren, auch wenn es 

nicht der eigenen Überzeugung entspricht. Für uns ist klar, dass es jetzt schnell zu Verhandlungen mit 

Großbritannien über seinen zukünftigen Status innerhalb Europas kommen muss und eine Phase der 

politischen Innstabilität und Verunsicherung unbedingt zu vermeiden ist. Gleichzeitig darf es in den 

Verhandlungen aber zu keiner Aufweichung von Gleichbehandlungsgrundsätzen oder der europäischen 

Sozialpolitik kommen. Ein “Erkaufen“ der weiteren Scheinmitgliedschaft Großbritanniens durch solche 

Zugeständnisse lehnen wir ab.

Das Referendum in Großbritannien hat aber auch deutlich gemacht, dass Europa für viele Menschen noch 

immer weit weg und nicht transparent genug ist. Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert daher mehr politische 

Bildungsangebote und Information über die Abläufe in Europa. Dafür sollen europäische Themen verstärkt in 

den Lehrplänen behandelt werden und eine Europäische Zentrale für politische Bildung aufgebaut werden.



Für ein demokratisches und föderales Europa

In Zeiten größerer Herausforderungen, die die Europäische Union aktuell meistern muss, erstarken 

Bewegungen, die eine Auflösung der Europäischen Union fordern. Doch viele Probleme können in Europa wie 

beschrieben nur gemeinsam gelöst werden. Um neue Akzeptanz zu finden müssen daher die Strukturen der 

Europäischen Union verbessert und demokratisiert werden. Das bedeutet für uns vor allem, dass die 

gewählten Abgeordneten mehr Kompetenzen bekommen und das Europäische Parlament deutlich 

aufgewertet wird. Ein erster Schritt dahin muss sein, dass das Parlament eigene Gesetzesinitiativen starten 

kann. Zudem fordern wir, dass das EU-Parlament nur noch einen Sitz und einen Arbeitsort haben soll.

Wir möchten die Europäische Union insgesamt weiterentwickeln und sehen Europa als die Chance, um 

Nationalstaaten und nationalistisches Denken zu überwinden. Die GRÜNE JUGEND Bayern fordert daher die 

Einberufung eines gewählten europäischen Verfassungskonvents, der eine europäische Verfassung 

erarbeiten soll, um so den Grundstein für ein demokratisches und föderales Europa zu legen. Unser erklärtes 

Ziel sind die Vereinigten Staaten von Europa, deren zentrale Bestandteile eine starke Legislative und eine 

parlamentarische Demokratie sein sollen.

Die GRÜNE JUGEND Bayern steht entschlossen hinter dem Projekt “Europa“ und setzt sich entschieden für 

das Weiterbestehen der europäischen Idee ein.

Beschlossen durch den 2. Landesrat 2016 der GRÜNEN JUGEND Bayern vom 16.-17.07.2016 
in Rödental-Mönchröden


